Anlage 2
Eigenerklärung zur Eignung

Eigenerklärung für nicht präqualifizierte Unternehmen 

Vergabenummer 02-2026	

Vergabeart

Wettbewerb

	Geschäftsstelle des Kreises Düren in 52428 Jülich, Düsseldorfer Straße 6




	Einzelvermietung von 1 Geschäftslokal zur Herstellung und Vertrieb von Kfz-Kennzeichen und den damit verbundenen Dienstleistungen



	[bookmark: Kontrollkästchen27]|_| Bewerber	     	
[bookmark: Kontrollkästchen28]|_| Bieter	     	
[bookmark: Kontrollkästchen29]|_| Mitglied der Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft	     	
[bookmark: Kontrollkästchen30]|_| Nachunternehmer	     	
[bookmark: Kontrollkästchen31]|_| anderes Unternehmen	     	



	Umsatz

	
Umsatz des Unternehmens in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit er Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausgeführten Leistungen.[footnoteRef:1]1 [1: 1 Neugegründete Unternehmen (innerhalb der letzten 3 Jahre) haben die Möglichkeit, entsprechende Unterlagen (Unternehmensplanungen, Wachstumsziele usw.) dem Angebot als Anlage mit der Beschriftung „Anlagen zur Eigenerklärung“ beizufügen.] 


	
	[bookmark: Text13]      		€

	
	
	      		€

	
	
	      		€



	Angaben zu Leistungen, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind

	Ich / Wir erkläre(n), dass ich / wir in den letzten drei Jahren vergleichbare Leistungen ausgeführt habe / haben.

	Falls mein / unser Teilnahmeantrag / Angebot in die engere Wahl kommt, benenne ich / benennen wir drei Referenzen aus den letzten drei Jahren gemäß Aufstellungen (Anlage 

[bookmark: Text37]Auftraggeber  				Name und Adresse				
[bookmark: Text38]Ansprechpartner des Auftraggebers	Name und Kontaktdaten
[bookmark: Text39]Art der ausgeführten Leistung		     
[bookmark: Text40]Ausführungszeitraum			     

Bei einem Teilnahmewettbewerb sind die Angaben zu Leistungsart und Ausrührungszeitraum bereits mit dem Teilnahmeantrag vorzulegen.



	Angaben zu Arbeitskräften

	Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns die für die Ausführung der Leistungen erforderlichen Beschäftigten zur Verfügung stehen.

Falls mein/unser Teilnahmeantrag / Angebot in die engere Wahl gelangt, werde ich/werden wir die Zahl  der in den letzten 3 Jahren jahresdurchschnittlich Beschäftigten angeben. Die für die Leistung vorgesehenen Personen werde ich benennen.

	Eintragung in das Berufsregister Ihres Sitzes oder Wohnsitzes

	[bookmark: Kontrollkästchen32]|_| Ich bin / Wir sind eingetragen bei:	      
[bookmark: Text23]	
|_|	Ich bin / Wir sind nicht zur Eintragung in ein Berufsregister verpflichtet.

Falls mein/unser Teilnahmeantrag / Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir zur Bestätigung meiner/unserer Erklärung die entsprechende Bescheinigung (z.B. Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug) vorlegen.


	

	Angaben zu Insolvenzverfahren und Liquidation
	
	

	[bookmark: Kontrollkästchen33]|_|	Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren we-	der beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich 	mein/unser Unternehmen nicht in Liquidation befindet.

[bookmark: Kontrollkästchen34]|_|	Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde ich/werden wir ihn vorlegen.

		

	Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, 
die die Zuverlässigkeit als Bewerber in Frage stellt

	Ich/Wir erkläre(n), dass

|_| 	für mein/ unser Unternehmen keine Ausschlussgründe gemäß § 123 oder § 124 GWB (s. Seite 4 ff) vorliegen.

|_| 	ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften, der zu einem Eintrag im 	Gewerbezentralregister geführt hat, mit einer Freiheitstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstra-	fe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden bin/sind.

|_|	für mein/unser Unternehmen ein Ausschlussgrund gemäß § 124 GWB (s. Seite 4 ff) vorliegt. 

|_|	zwar für mein/unser Unternehmen ein Ausschlussgrund gemäß § 123 GWB vorliegt, ich/wir jedoch für ein/un-	ser Unternehmen Maßnahmen zur Selbstreinigung ergriffen habe(n), durch die für mein/unser Unternehmen 	die Zuverlässigkeit wieder hergestellt wurde.

	Ab einer Auftragssumme von 30.000 Euro wird der Auftraggeber für den Bieter, auf dessen Angebot der Zu	schlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister gemäß § 150a GewO beim Bundesamt 	für Justiz anfordern.



	Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung

	[bookmark: Pg71]Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt habe/haben.
 Falls mein/unser Teilnahmeantrag / Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen vorlegen.

	Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft

	Ich bin / Wir sind Mitglied der Berufsgenossenschaft:      	 unter Nummer:      	
Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des für mich zuständigen Versicherungsträgers mit Angaben der Lohnsummen vorlegen.

	

	Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise zu den Eigenerklärungen auf gesondertes Verlangen der GIS Kreis Düren mbH innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden müssen und mein/unser Teilnahmeantrag / Angebot ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen nicht vollständig innerhalb dieser Frist vorgelegt werden.



	Die Richtigkeit der Angaben in den Unterlagen wird hiermit versichert.

	Ort, Datum 	Unterschrift des Bieters oder Angabe des Erklärenden in Textform
[bookmark: Text62]     	


	     	
	Name der unterzeichnenden / erklärenden Person in Druckbuchstaben)



Sofern sich innerhalb der nächsten 6 Monaten Änderungen an dieser Erklärung ergeben, verpflichte/n ich/wir mich/uns, diese der GIS Kreis Düren mbH umgehend mitzuteilen.
Ich bin mir / Wir sind uns darüber bewusst, dass eine wissentlich falsche Angabe der vorstehenden Erklärungen meinen / unseren Ausschluss von weiteren Aufträgen zur Folge hat.


Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)

§ 123 Zwingende Ausschlussgründe

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, 	wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 	rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 	rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:
1.	§ 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Verei-	nigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2.	§ 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat,
3.	§ 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche),
4.	§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haus	halte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
5.	§ 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder 	gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
6.	§ 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetz-	buchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),
7.	§ 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzu	lässige Interessenwahrnehmung),
8.	den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des 	Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
9.	Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusam-	menhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
10.	den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangs-	arbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).

(2)	Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung oder die Festset-	zung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.

(3)	Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die 	Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder 	die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

(4)	Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an 		einem Vergabeverfahren aus, wenn

1.	das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht 	nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festge-	stellt wurde oder
2.	die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen 	können.
	Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zah-	lung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, 	Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat.

(5)	Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interes-	ses geboten ist. Von einem Ausschluss nach Absatz 4 Satz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen 	des öffentlichen Interesses geboten ist oder ein Ausschluss offensichtlich unverhältnismäßig wäre. § 125 bleibt unberührt.

§ 124 Fakultative Ausschlussgründe

1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 		jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn

1.	das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrecht-	liche Verpflichtungen verstoßen hat,
2.	das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichba-	res Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 	ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3.	das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die 	Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden,
4.	der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen Unter	nehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschrän-	kung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5.	ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit 	einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte 	und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6.	eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens 	einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt 	werden kann,
7.	das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessions-	vertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz 	oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
8.	das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder 	Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
9.	das Unternehmen
	a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
	b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 	    könnte, oder
	c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen 	      	    Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

(2)	§ 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 21 des Schwarzar-	beitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959) bleiben 	unberührt.
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